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Antrag m wiederholen. 


ö Men, wird 2 


Vierteljähriger Abonneutentsvreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb Incl, 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. — Inſertionsgebühr für den Raum einer 


\ ſechstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr. 
Ir. 568. Mittag⸗Ausgabe. 
5 Bekanntmachung. 


Auf Grund der Beſtimmungen der §§ 8 und 15 des Wahlgeſetzes 
ir den Reichstag vom 31. Mai 1869 (Bundes⸗Geſetzblatt S. 145) 
f d des $ 2 des dazu ergangenen Reglements vom 28. Mai 1870 


SER 


— 


ö Wes Geſcsblate S. 275) ſetze ich den Tag, an welchem die Aus⸗ 


legung der Wählerliſten zu den durch die Kaiſerliche Verordnung 
a D. Detober d. J. angeordneten Reichstagswahlen zu beginnen hat, 


1 auf den 10. December d. J. 
ch eſt. 


Berlin, den 3. December 1873. 
' Der Miniſter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 
%%%%ꝓGGꝓSꝓꝓdTACFEli .... 8 
Deut ſ cl gend. 
b 6. C. Landtags ⸗Verhandlungen. 
12. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 3. December). 
11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen und Geh. Rath Hoffmann, ſpäter 
Dr, Falk und Graf zu Eulenburg. | 
Der Präſident theilt mit, daß die Abgg. Klotz (Berlin) und Stengel 
mit 29 reſp. 215 von 311 Stimmen zu Mitgliedern der Staatsſchulden⸗ 
emmiſſion gewählt worden find. Die Commiſſton für das Expropriations⸗ 


geſetz iſt geſtern gewählt und hat ſich conſtituirt: Langerhaus (Vorſ.), 


Herger (Stellv.), Helf und i e (Schriftf.), desgleichen die Commiſſion 
it das Geſetz, betreffend die Abänderungen des Gewerbeſteuergeſetzes: 
Braun, Löwe, Wagner und Elgnowski. f 5 
Ein Schreiben des Juſtizminiſters 1 mit, daß er den Oberſtaatsan⸗ 
walt in Saarbrücken von dem Beſchluß des Hauſes, das Strafverfahren 
gegen den Abg. Patheiger für die Dauer der Seſſion aufzuheben, auf tele: 
graphiichem Wege in Kenntniß geſetzt hat. 
Der Präſident theilt den angong der vom Abg. Reichenſperger 
eingebrachten, bereits mitgetheilten Reſolution und des mit ihr im Zuſam⸗ 
menhange ſtehenden Antrages des Abg. v. Mallinckrodt mit, die Kirchen⸗ 
eſeze dom Mai d. J. aufzuheben (Heiterkeit); ſowie eines Antrages des 
Yin Grafen Wintzingerode auf Reform der Stempelſteuer⸗ 
geſetzgebung und der Ueberweiſung von Stempelabgaben an 
das deutſche Reich. 5 i 8 
Auf der Tagesordnung ſteht die erſte und zweite Berathung des vom 
Abg. Bernards eingebrachten Geſetzentwurfs, 192 christ Artikel alſo 
lautet; „Die von Kalendern, Zeitungen, Zeitſchriften und An⸗ 


zeigeblättern bisher entrichtete Stempelſteuer wird vom 1. Ja⸗ 


unar 1874 an nicht ferner erhoben.“ 0 i E 

Abg. Bernards: Ich plaidire für eine Sache, welche, ſoweit mein Blick 
reicht, einer allgemeinen Gunſt ſich erfreut. Das Haus hat bereits in der 
vorigen Seſſion einen von mir geſtellten Antrag auf Aufhebung der Zei⸗ 
tungsſteuer vom 1. Juli 1873 angenommen. Das Herrenhaus lehnte ihn 
freilich ab, jedoch wurde auch dort ein Amendement auf Aufhebung der 
Zeitungsſteuer vom 1. Januar 1874 geſtellt und angenommen. Man mußte 
daher erwarten, daß die Regierung jetzt ſofort die Initiative ergreifen würde, 
um dieſe leidige Steuer endlich aus der Welt zu ſchaffen. Da aber dieſe 
Hoffnung ſich nicht erfüllte, hielt ich mich für verpflichtet, meinen früheren 
i Herr Lasker hat wahrſcheinlich aus Verdruß dar⸗ 
über, daß der Antrag nicht von ihm gebracht worden iſt, behauptet, ich hätte 
den meinigen vor Conſtituirung des Hauſes eingereicht. Dieſe Behauptung 
iſt unwahr. Die Conſtituirung des Hauſes fand am 15. November ſtatt 
und erſt am 16. Abends wurde mein Antrag eingereicht. Der Abgeordnete 
Lasker würde daher wohl Veranlaſſung haben, künftig etwas vorſichtiger zu 
fein, wenn es ſich um Anträge des Centrums handelt. Was die Sache ſelbſt 
betrifft, ſo hat die Regierung ſelbſt die Geringfügigkeit und Entbehrlichkeit 
der Steuer bei der blühenden Finanzlage des Staates zugegeben: ihr Wider⸗ 
ſtand gegen die Aufhebung war nur gering, ſo daß es mich einigermaßen 
gewundert hat, daß im Herrenhauſe trotz der neuen Blutvermiſchung, die 
doch immer etwas liberal angehaucht iſt, die Herren dort ſich nicht ſoweit 
ermannt haben, unſerem Beſchluſſe zuzuſtimmen. 

Nun hat uns allerdings der Vicepräſident des Staatsminiſteriums er⸗ 
llärt, daß die vorliegende Frage in Verbindung mit dem Reichspreßgeſetz er⸗ 
ledigt werden ſolle. Ich möchte aber doch das Haus dringend warnen, ſich 
auf ein jo gewagtes Geſchäft einzulaſſen, bei der eigenthümlich monſtreuſen 
Beſchaffenheit jener vom Fürſten Bismarck unterzeichneten Vorlage der 
preußiſchen Regierung. Sodann haben die officiöſen Organe verlauten laſſen, 
die Aufhebung der Zeitungsſteuer ſollte eine gewiſſe Compenſation bilden 
für die Annahme gewiſſer Paragraphen des Reichspreß⸗Geſetzentwurfs. 
Aber iſt es wohl einer ſo ſtarken und mächtigen Reichsregierung, wie wir ſie 
glücklicher Weiſe beſitzen, würdig, ſich Dinge auf ſolche Weiſe und um ſolchen 
Preis abmarkten zu laſſen, welche die geſammte öffentliche Meinung als 
dringend nothwendig anerkannt hat? Und welcher Zuſammenhang beſteht 
dann zwiſchen der rein preußiſchen Zeitungsſtempelſteuer und dem Reichs⸗ 
preßgeſetz? Sollen wir uns den Spatz in der Hand entgehen n in der 
Hoffnung, daß wir nächſtens, wenn er mit den anderen auf dem Dache ſitzt, 
leinen Fehlſchuß darnach thun? Möge das Haus heute durch ein möglichſt 
einſtimmiges Urtheil dieſe Frage endlich von unſerer Tagesordnung ver⸗ 
ſchwinden laſſen! a 

Abg. Schlieper: Auch ich glaubte, die Regierung werde zu Beginn der 
Geſſion ein Geſetz wegen Aufhebung dieſer Steuer einbringen. Nachdem 
dies aber nicht geſchah, hat es mich Ich g freut, daß gerade die Herren aus 
dem Centrum dieſen Antrag ſtellten. Denn Sie haben eben dadurch an den 
Tag gelegt Bi Sie ſich wenigſtens in dieſem Punkte von Rom entfernen 
und deutſche ege wandeln. Der Antrag will doch nichts weiter als die 
wirkliche und volle Preßfreiheit anbahnen. Nun iſt aber Se. Heiligkeit der 
Papſt ein ganz entſchiedener Gegner der Preßfreiheit, gegen die er ſich auf 
das allerdeutlichſte, u. A. in der Encyclika von 1868, ausgeſprochen hat. Er 

agt darin, es ſei eine grobe Irrlehre, daß den Bürgern das Recht zuſtehen 
di e ihre Ueberzeugungen, welche ſie auch ſeien, durch Worte oder durch 
ſch ‚Bee oder Durch, andere Mittel kund zu geben. Er fügt hinzu, daß 
on Bregor XVI. 10 0 Lehrſatz nicht nur als einen irrigen, ſondern Direct 
fait einen Wahnſinn (deliramenfum) bezeichnet habe, und empfiehlt allen 
atholiſchen Kindern die von ihm hiermit verworfenen Sätze auch ihrerſeits 
zu berwerfen und zu verdammen. Nun iſt man in Rom ja auch danach 


verfahren. Die Preßfreiheit iſt eingeſchloſſen in jene Sätze, welche Jeden 
der daran feſthält, dem Anathema verfallen ſein fäßt. Sie, meine Herren 
dom Centrum, bringen nun heute dieſen Antrag ein. Freilich haben böſe 


Zungen innerhalb wie außerhakb der Preſſe i i 
N 0 geſagt, es ſei Ihnen gar nicht 
19 e Ernſt mit dem Antrage, er ſtehe nur in gebissen Beten zu 
Her evorſtehenden Reichstagswahlen. (Pfuil im Centrum.) Ja, meine 
bie ich ſage mit Ihnen Pfuil zu ſolcher Anſchuldigung; denn eine Partei, 
te in erſter Linie das Wort Wahrheit auf ihre Fahne ſchreibt, wird doch 
nicht heucheln wollen? Eine Partei, in der ſo fromme und gerechte Männer 
Mee en nicht dem Grundſatze folgen wollen: Der Zweck heiligt die 
8855 el? (Unruhe im Centrum.) Alſo für mich iſt es ganz unzweifelhaft: 
fürs wollen letzt wirklich liberal ſein, Sie wollen jetzt mit uns entſchieden 
15 Pre freiheit ſtimmen, trotzdem der Papſt jo entschieden gegen Preßfreiheit 
N Ich freue mich dieſer Ihrer Bekehrung und hoffe, daß die guten Früchte 
2 ſchon in dieſer Seſſion ſichtbar ſein werden. (Beifall links.) 
eb Abg. Windthorſt (Meppen): Ich gratulire dem Vorredner zu ſeiner 
Arm bene nen Jungfernrede, die ganz ausgezeichnet und durchaus der 
an in der wir uns befinden, entnommen war. Sind wir denn 
0 1 ſo weit gekommen, daß in Deutſchland oder hier im Saale kein 
fi gest ane verhandelt werden kann ohne eine Anſpiel eng auf den unglück⸗ 
ichen Kampf, der das Vaterland durchwühlt? Wie wir uns zu unſeren 


kirchlichen Beziehungen bei unſeren politiſchen Handlungen ſtellen, können 


Sie fuͤglich uns Überlaſſen. Wären Sie aber etwa geneigt, die Staats⸗ 


maßregeln, die in Frage find nach den 6 \ 2 al 
fen ge ſind, en Grundſätzen des Syllabus mit uns 
1 Ip erben die mich bereit finden (Heiterkeit links). Uebrigens 
15 11 5 Sr Zweifel, daß unſere Anträge hier vollſtändig im Einklange 
en Grundsätzen des Syllabus. (Hört! links.) Die Herren haben, 


Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


— E 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. 
Anſtalten 


— FE 2 Fe 


verworfen, aber wer behauptet, daß in der Preßfreiheit die le e n 
aſſen 


worden. 

Es 175 ſein, daß der Ausdruck bisher nicht gebraucht wurde; ich ſehe 
nichts Unparlamentariſches darin. Ich wünſche vor Allem, daß die heutige 
Discuſſion die Regierung zwingt, uns über ihre Stellung zu der Sache einen 
klaren Auſſchluß zu geben. Der Finanzminiſter Camphauſen hat uns 
neulich erklärt, daß er ſich keine große Rechnung mehr auf dieſe Steuer 
macht; aber der Vicepräſident des Staatsminiſteriums Camp⸗ 
hauſen hat uns nicht geſagt, was denn an Ziel und Richtung in dieſer Hin⸗ 
ſicht von Varzin gekommen iſt. (Sehr gut! im Centrum.) Ich conſtatire, 
daß der Finanzminiſter ſelbſt zugeſtanden, daß die glänzende Finanzlage den 
Fortfall der Steuer zuläßt. Warum wird denn nur noch einen Augenblick 
mit der Aufhebung dieſer Steuer gewartet? Glaubt man wirklich, mittelſt 
dieſer Steuer etwa den berüchtigten F 20 des preußischen Reichspreßgeſetz⸗ 
Entwurfs einhandeln zu können? Es iſt nothwendig, die Preſſe zu erleich⸗ 
tern, weil fie ſonſt die Concurrenz mit der Regierungspreſſe nicht mehr be⸗ 
ſtehen kann. Es iſt in Deutſchland nahezu daran, daß das Preßgewerbe in 
der Hand der Regierung monopoliſirt wird. (Widerſpruch links.) Die Her⸗ 
ren ſcheinen das nicht zu glauben. Nun, der Abg. für Mörs (Aegidi) würde 
Ihnen vielleicht nähere Mittheilungen darüber machen können. Ich be⸗ 
haupte, daß nicht allein in Preußen eine ganze Reihe von Zeitungen direct 
von der Regierung gehalten wird, ſondern daß auch an vielen anderen 
Punkten Deutſchlands Zeitungen exiſtiren, die hier in Berlin für die Regie⸗ 
rung geſchrieben werden. (Hört! im Centrum.) Ich behaupte ferner, daß 
bei einer noch viel größeren Zahl von Zeitungen in Preußen und außerhalb 
Preußens in Deutſchland ein Abkommen — wie immer es zu Stande ge⸗ 
kommen, will ich jetzt nicht unterſuchen — beſteht, wonach gewiſſe Spalten 
der Zeitungen dem Regierungspreßbureau offen gehalten werden müſſen. 
Jedermann, der mit irgend welcher Aufmerkſamkeit die „Augsburger Zei⸗ 
tung“, die „Kölniſche Zeitung“ lieſt, wird ſehen, daß gewiſſe Nummern und 
Zeichen nichts anderes ſind, als die Zeichen von Leuten, die im Regierungs⸗ 
preßbureau arbeiten. Die Mittel zu ſolchen Arrangements hat die Regie⸗ 
rung in reichem Maße in der Hand. Der ſogenannte Repitillen⸗Fonds. 
(Rufe links: Aha!) . Ru g 

Ich wundere mich, daß von der liberalen Seite ein Aha! gerufen wird, 
ich denke, Sie hatten ein großes Intereſſe, wenn Sie liberal ſein wollen, 
diefe zu Fonds bekämpfen. (Abg. Richter⸗Hagen: Sehr wahr!) Wenn die 
Regierung aus dieſen Staatsmitteln, die ſie mit Unrecht beſitzt, ſo ſtark auf 
die Preſſe einwirken kann und auf dieſe Weiſe der Privatthätigkeit der Preſſe 
eine Concurrenz macht, die alles Glaubliche überſchreitet, dann iſt es hohe 
Zeit, daß wir die Preſſe frei machen von den Abgaben, die es ihr unmöglich 
machen, ſich gegen eine ſolche Concurrenz aufrecht zu erhalten. Die „Natio⸗ 
nalzeitung“ hat neulich in einem vortrefflichen Artikel dargelegt, wie es un⸗ 
möglich ſei, daß die Zeitungen, die noch irgend eine Unabhängigkeit haben, 
fortbeſtehen können, wenn die Steuer nicht aufgehoben werde. Faſt alle 
Zeitungsverleger haben eine erhebliche Erhöhung ihres Abonnements bereits 
eintreten laſſen. Wenn das ſo fortgeht, ſo wird einer großen Zahl von 
weniger Bemittelten das Abonnement von Zeitungen unmöglich gemacht 
und die heut noch unabhängigen Zeitungen werden nicht fortbeſtehen können 
oder aber ſich ſämmtlich in die Arme des Preßreptilienfonds werfen müſſen. 
Die Einwirkung des Preßreptilienfonds iſt bereits bemerkbar auch außerhalb 
Deutſchlands, ſie iſt beiſpielsweiſe ganz beſonders bemerkbar in Wien, und 
es wäre höchſt intereſſant, wenn wir uns etwas Näheres von der Regie⸗ 
rung ausbitten könnten über die Verhandlungen, welche über den Ankauf 
der „Neuen Freien Preſſe“ in Wien ſtattgefunden haben. Ferner, meine 
Herren, iſt ganz daſſelbe der Fall in Beziehung auf England und Frankreich, 
auf Italien. Man hat verſucht Einleitungen zu treffen, um in London neben 
der ae ein literariſches Preßreptilienbüreau zu etabliren. Das 
iſt dann freilich, weil man den in Betracht kommenden Perſonen nicht die 
richtige Stellung hat einräumen können, nicht zu Stande gekommen. Dafür 
aber hat man hier in Berlin für dieſe Länder ein beſonderes Preßreptilien⸗ 
bureau eingerichtet. . 

Ich will davon nicht reden, was die Correſpondenten der bedeutenderen 
Blätter dieſer Länder den Zuweiſungen von Nachrichten und den Beſprech⸗ 
ungen und Arrangements zu verdanken haben, die in der Wilhelmſtraße vor 
ſich gehen. Aber darauf will ich aufmerkſam machen, daß hier in Berlin die 
„Deutſchen Nachrichten“ erſcheinen und zu kaufen ſind in der Schützenſtraße 
Nr. 15, welche — ich habe hier ein engliſches Exemplar in meiner Hand — 
in engliſcher und in italieniſcher Sprache erſcheinen und in England und in 
Italien verbreitet werden, daß außerdem eine franzöſiſche Correſpondenz er⸗ 
ſcheint, die ebenſo in Frankreich verbreitet wird. An und für ſich würde ich 
das nicht für unzuläſſig halten, wenn die Berichte wenigſtens unparteiiſche 
und objektive wären; es iſt aber das gerade Gegentheil der Fall. Wer Inter⸗ 
eſſe daran hat, dieſe Dinge zu ſtudiren, wird gut thun, die Nachrichten zu 
leſen. Alles dies koſtet natürlich unendlich viel Geld, und dieſe ungeheuren 
Geldſummen werden 1 ohne irgend welche Controle aus dem Preß⸗ 
reptilienſonds genommen. Wir werden über dieſen Punkt zu einer anderen 
Zeit, ſo hoffe ich, uns noch näher zu unterhalten haben. Ich habe hier nur 
vorläufig dieſe Verhältniſſe einmal klar legen wollen, damit man nicht in 
Preußen, in Deutſchland und im Auslande glaubt, daß das, was in dieſen 
von unſerer Regierung unterhaltenen Organen ſteht, Wahrheit ſei. Unſer 
Antrag will wenigſtens der ſich noch frei bewegenden Preſſe Luft ſchaffen, 
die Concurrenz des Preßreptilienfonds auszuhalten. Dazu kommt, daß es 
eine dringende Forderung der Gerechtigkeit iſt, dafür zu ſorgen, daß die gei⸗ 
ſtigen Arbeiter an der Preſſe beſſer geſtellt werden. Sie werden dann um 
jo eher im Stande ſein, der Regierüngscorruption zu widerſtehen. Setzen 
wir die Verleger durch Aufhebung der Steuer in die Lage, den geiſtigen 
Arbeitern an der Preſſe das zu zahlen, was dieſe Männer in ihrer ſo ſchwie⸗ 
rigen Arbeit verdienen. Gerade weil dies letztere oftmals in nicht gehörigem 
und hinreichendem Maße geſchieht, deshalb ſteht vielfach unſere Preſſe noch 
nicht auf der Höhe, auf die ſie gebracht werden muß. Die Blätter, die aus 
dem Reptilienfonds bezahlt werden, die brauchen freilich die Aufhebung der 
Steuer nicht; aber die noch unabhängig ſind und bleiben wollen, die bedür⸗ 
fen ſie. Denn ich kann nicht annehmen, daß die Verleger den Zuwachs der 
Einnahme, den ihnen die Aufhebung der Steuer bringt, allein in ihre Taſche 
ſtecken, ſondern die geiſtigen Arbeiter an der Preſſe, die oft ein wahrhaft 
kümmerliches Leben führen, daran Theil nehmen laſſen werden. Ich bitte 
das Haus, womöglich inſtimmig unſern Antrag anzunehmen. 


Finanzminiſter Camphauſen: Der geehrte Herr Vorredner hat feinen 
Votrag damit begonnen, daß er zu einer ruhigen, leidenſchaftsloſen Behand⸗ 
lung der Frage aufforderte; ich glaube ſelten im Parlament eine leiden⸗ 
ſchaftlichere Rede gehört zu haben (Sehr wahr!) und kann, was die Beziehung 
zur Staatsregierung anbetrifft, nur anführen, daß der Ausdruck, ob Ordre 
von Varzin gekommen ſei, mindeſtens nicht höflich war; ich muß dann ferner 
im Namen der Staatsregierung die Behauptung, daß die Regierung unrecht 
beſeſſene Mittel verwende, entſchieden zurückweiſen. (Beifall rechts.) Endlich 
werde ich mich auf die Angabe, wie weit ſich die Preßleitung erſtrecke, nicht 
einlaſſen. Es möchte ja vielleicht für die Zwecke, die der Vorredner verfolgt, 
ſehr erwünſcht ſein, wenn er überall Beſcheid wüßte, wie in dieſer Sache 
procedirt wird; ich werde ihm den Gefallen, ihn darüber zu belehren, nicht 
thun. (Heiterkeit). Ich glaube dann ferner ein Wort zu Gunſten der Preſſe 


ch] daß es fü 


einlegen zu müſſen. Es mag wahr ſein, daß, obſchon der Zuſtand ſchon mehr 
als zwei Decennien hindurch getragen wird, für die Eigenthümer der Zeitun⸗ 
gen und diejenigen, die bei den Zeitungen mitwirken, es im hohen Grade 
erwünſcht ſein möchte, eine Steuer nicht mehr zu zahlen, die ſie bisher getra⸗ 
gen hatten. Daß dieſer Zuſtand dahin geführt habe, daß eine ehrliche und 
unabhängige Preſſe nicht mehr 0 önne, glaube ich nicht; ich glaube, 
daß trotz dieſer Laſten, die für viel höher gehalten werden, als fie in Wirk⸗ 
lichkeit ſind 050 ter Widerſpruch von allen Seiten des Hauſes), eine ehren⸗ 
wert und unabhängige Preſſe in unſerm Lande noch exiſtirt. 5 

Nun möchte ich mich von dieſen Vorhemerkungen zu den ſachlichen Be⸗ 
merkungen wenden. ae möchte ich die Aeußerung richtig ſtellen, die 
als aus meinem Munde erfolgt i angeführt worden iſt. Wenn die 
Herren die Verhandlungen vom 6. März d. J. nachleſen, ſo werden Sie 
nicht finden, daß ich geſagt habe, die Aufgabe der Zeitungsſteuer komme für 
die Finanzen ſehr wenig in Betracht: Sie werden vielmehr den Satz finden, 
dabei muthmaßlich um einen Betrag von 900,000 Thlr. handle, 
der für ein Jahr wie 1873 nicht in Betracht komme. Dann bleibt bei dem 
Zurückgehen auf die früheren Verhandlungen ge, daß bei der da⸗ 
maligen Verhandlung die Staatsregierung noch annahm, daß das Steuer⸗ 
projekt, welches ſie zu Gunſten der weniger wohlhabenden Bevölkerung zu 
realiſiren wünſchte, noch nicht geſichert ſei. Unter dem 25. Mai ds. I. it 
das Steuergeſetz publicirt und wir haben damals nur wenige Tage ver⸗ 
ſtreichen laſſen, dann iſt der Antrag an den Bundesrath abgegangen, dem 
ein Vorſchlag unterbreitet worden ift, die Preßverhältniſſe für das ganze 
Reich zu reguliren, wonach gleichzeitig die Preſſe mit Steuern nicht belaſtet 
werden dürfe. Man ſagt nun heute, wie kommen wir dazu? Es handelt 
ſich hier um ein Specialgeſetz für 951 55 Die Herren, die ſo ſprechen, 
können der Materie kein tiefes Nachdenken gewidmet haben. Denn in dem 
erwähnten Vorſchlage der preußiſchen Staatsregierung wurde nicht allein 
das in Preußen beſtehende Zeitungsſteuergeſetz aufgehoben, ſondern zugleich 
Fürſorge getroffen, daß in keinem einzigen deutſchen Staate eine Zeitungs⸗ 
ſteuer eingeführt werden möchte, ein Recht, welches heute noch beſteht; es 
wurde ferner Vorſorge getroffen, daß nicht an Stelle einer beſeitigten Zei⸗ 
tungsſteuer eine Inſeratenſteuer beliebt werden könne. 5 

Unſer Vorſchlag giebt alſo eine viel größere Fürſorge für die Preſſe zu 
erkennen, als der vorliegende Antrag. Jener Preßgeſetzentwurf, der ja offt⸗ 
ziell dem Reichstage noch nicht vorgelegen hat, weil er im Bundesrathe aus 
Gründen, die dem Reichstage mitgetheilt worden ſind, nicht hat zu Eude ge⸗ 
führt werden können, hat zugleich ins Auge gefaßt, die Forderung der Reich 3= 
verfaſſung in Bezug anf die gemeinſchaffliche Regullrung des Preßweſens 
zur Erfüllung zu bringen. Dieſer Entwurf 1 5 nun der Berathung im 
Bundesrathe und die preußiſche Regierung hat die Beſchleunigung dieſer Be⸗ 
rathung in Anregung gebracht. Daß es bei dieſer Berathung nicht darauf 
abgeſehen iſt, die Steuer aus ſinanziellen Gründen retten zu wollen, kann 


. 
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nach Allem, was ich geſagt habe, keinem Zweifel unterliegen, und jedenfalls 


iſt die Sache in viel umfaſſenderer Weiſe geordnet, wenn die verbündeten 
Regierungen und dann der Retchstag in dieſer oder jener Weiſe dem Grund⸗ 
gedanken der preußiſchen Vorlage ihre Zuſtimmung gegeben haben. Nun 
kämpfen Sie von vornherein mit der Furcht, daß zur Verhinderung der Ex⸗ 


zeſſe der Preſſe vielleicht weiter gegangen würde, als es die Nothwendigkeit Ei. 


erfordert. Ich follte glauben, daß auch in dieſem Haufe bei dem lebhaften 
Wunſche, die Preßfreiheiit fo weit fie mit der Ordnung im Staatsleben ber 
träglich iſt, zu ſtützen, dennoch der lebhafte Wunſch gehegt wird, daß die 
Grundſäulen des Staates durch eine zügezloſe Preſſe nicht erſchüttert werden 
ſollen. Auf dieſem Standpunkt ſteht die Regerung, ſie hat die Vorlage ge⸗ 
macht, ſie hat ſie nicht zurückgezogen, ſie wird deren Reſultat abwarten. 


Abg. Dr. Virchow: Meine Herren, die lebhafteſten Wünſche, welche der 


Herr Finanzminiſter in Bezug auf die Preßfreiheit ſoeben zu erkennen ger 


geben hat, werden im Hauſe gewiß mit großer Befriedigung entgegengenom⸗ 
men ſein. Ich erlaube mir die beſondere Bitte an die Regierung zu richten, 
ihre Organe dahin inſtruiren zu wollen, der Preßfreiheit eine etwas größere 
Entwickelung zu geſtatten und namentlich nicht da einzuſchreiten, wo ſolches 
dem öffentlichen Nutzen geradezu entgegenſteht. Die Publikation gewiſſer 
Aktenſtücke, welche die geſammte Welt kennt, werden in allerſchlimmſter Meife 
durch gewiſſe Staatsbehörden verfolgt. Der gegenwärtige kirchliche Streit 
hat die vortreffliche Eigenſchaft, daß er auf einem Gebiete, welches den 
eigentlich politiſchen Parteiungen nicht angehören ſollte, einmal die Frage 
der Preßfreiheit zum allgemeinen Bewußtſein bringt. Wenn ich behaupte, 
daß dieſer Antrag uns auf einem gewiſſermaßen neutralen Gebiete entgegen⸗ 
tritt, ſo will ich damit geſagt haben, daß, obwohl die Herren im Centrum 
im Augenblicke als politiſche Partei erſcheinen, ich niemals ihre Berechtigung 
anerkannt habe, daß ſie zugleich als katholiſche und politiſche Partei hier 
ſeien. Sie würde nur dann eine politiſche Berechtigung haben, wenn ſie 
wirklich als ſtaatsfeindliche Partei erſchienen, aber als eine preußiſche poli⸗ 
tiſche Partei ſollte fie unmöglich fein. Wenn jetzt die Geſtaltung des kirch⸗ 
lichen Streites die Bedeutung der Preßfreiheit auf einem für die politiſchen 
Parteien neutralen Gebiete zur Anſchauung bringt, ſo iſt das dankbar anzu⸗ 
nehmen. — Ich hatte mich urſprünglich auf den beſonderen Angriff des Ab⸗ 
geordneten W 
9 0 1 daß meine Citate aus dem Syllabus auf Grund wenig ſorgfältiger 
Vorbereitung hin geſchehen ſeien. ‚ 
Wenn ich einmal für dieſe Dinge ſchlecht vorbereitet war, fo hat die 
mehrjährige Dauer des gegenwärtigen Streites mich dahin gebracht, daß ich 
wieder und wieder die Sache habe vornehmen malen und habe jeden guten 
Wink, welchen die Herren vom Centrum gegeben haben, benutzt, um dasjenige 
zu ergänzen was mir noch fehlte. Ich erkenne dankbar an, daß nach einer 
jener Reden, in der ich mich auf den Syllabus und die Encyklika berufen 
hatte, Herr Reichenſperger mir ſagte: Warum leſen Sie denn die vortrefflichen 
Schriften nicht, die wir beſitzen und in denen dargelegt iſt, daß Ihre Auf⸗ 
faſſung eine irrige ſei. Dieſes Argument ſcheint mir ein rein jeſuitiſches zu 


ſein (ſehr wahr). Indeſſen, ich habe mich nachher überzeugt, daß ein be⸗ 


ſonderes Schreiben exiſtirt, mit welchem der Cardinal Antonelli den Syllabus 
an ſämmtliche Biſchöfe überſandte, datirt von 1864, worin ausdrücklich ge⸗ 
ſagt iſt, daß auf Anordnung des Papſtes dieſe verſchiedenen Erklärungen 
zuſammengeſtellt würden, damit ſich danach alle Welt richte. Es ſteht darin 
zu leſen: „da jedoch möglicherweiſe nicht alle dieſe päpſtlichen Kundgebungen 
zur Kenntniß ſämmtlicher Oberhirten gelangt ſind, ſo hat der heilige Vater 
beſchloſſen, daß ein Verzeichniß eben eine falſche Auffaſſung iſt? Ich 10 5 
mir denn auch die Schriften nennen laſſen und gefunden, daß der weſent⸗ 
lichſte Grund, den Ihre Autoren, an der Spitze Herr v. Ketteler, angeben, 
warum dieſe Sätze nicht nach unſerer Weiſe aufzufaſſen ſeien, dahin geht, 
daß die einzelnen Sätze des Syllabus ſich auf concrete Fälle bezögen. Der 
eine Satz z. B. bezöge ſich auf Mexiko, ein anderer auf Spanien u. ſ. w., 
und man habe durchaus kein Recht, dieſe Sätze in der Allgemeinheit zu inter⸗ 
pretiren, wie das hier gewöhnlich geſchehe, und woraus man ſchließe, da 
allen Culturſtagten zuſammen der Fehdehandſchuh hingeworfen ſei. Es iſt 
ſogar ausdrücklich beitimmt, daß eine Liſte aller jener Irrthümer angefertigt 
und allen Oberhirten zugeſendet werden ſolle, damit e die ſämmt⸗ 
lichen Irrthümer, und verderblichen Lehren, welche von ihm verworfen und 
verboten ſind, vor ihren Augen haben. Damit iſt doch ausdrücklich geſagt, 
daß der Syllabus eine allgemeine Beſtimmung ſein ſoll und die ganze Argu⸗ 
mentation, daß er nur für einzelne concrete Fälle berechnet ſei, ſomit hinfällig. 
Ich habe neulich, nachdem ich die Frage der us und der Gewiſſens⸗ 
freiheit gegenüber der päpſtlichen hierarchiſchen Auffaſſung beſprochen hatte, 
die Ehre gehabt, von Herrn Reichenſpergee darauf aufmerkſam gemacht zu 
werden, daß, wenn man den von mir cilirten Satz des Syllabus Wort für 
Wort leſe, eigentlich ein Unſinn herauskomme. (Heiterleit.) Da ich nun aber 
nicht annehmen kann, daß es im Sinne des infalliblen Mannes als noth⸗ 
wendig erſcheinen ſollte, einen reinen Unfinn zu widerlegen, ſo darf man 
auch nicht in eine ſolche Art von wörtlicher Interpretation eintreten, wie ſie 
Herr Reichenſperger verlangt. Für meine Auffaſſung kann ich mich aber noch 
darauf beziehen, daß in der entſprechenden Stelle der Eneyklika allerdings 
eine viel unverfänglichere Erklärung gegeben iſt, die es unzweifelhaft macht, 
daß der Papſt gerade ſo wenig wie die Gewiſſensfreiheit, ſo wenig auch die Preß⸗ 
freiheit als etwas ee erachtet. Denn er beruft ſich ausdrücklich 
auf einen Ausſpruch Gregor's XVI., der die Forderung der Preßfreiheit als 
deliramentum, als Wahnwitz bezeichnet hat. (uruf aus dem Centrum: 
„Gewiſſensfreiheit“ !“) 


Es ſteht ausdrücklich da (verlieſt den betreffenden 


indthorſt hin zum Worte gemeldet, um mich dagegen zu ver⸗ 
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1oscunque!) Ja, meine He n mer wie 
oseunque“. R 


Strafgeſetz wird jeden treffen, der etwas Schlechtes geäußert hat, aber 
ß er es äußern kaun, das iſt eben die Preßfreiheit. Ob die Preſſe mit 
gend welchen Strafen belegt werden ſoll, iſt eine ganz andere Frage. 
Iſt denn das nicht etwas von der Preßfreiheit abſolut trennbares, ob 
ihr bir die Fähigkeit haben ſoll, jeine Meinung frei zu äußern auf die Ge⸗ 
ahr hin, daß er beſtraft wird, weil er etwas Schädliches thut. Der Staat 
kann ſich ja dagegen ſchützen, daß der Schaden nicht effektiv werde. Die 
eßfreiheit, von der Sie ſprechen, iſt die Preßfreibeit mit gleichzeitiger Cen⸗ 
ur, d. i. mit der päpſtlichen Cenſur. Ja, ja, m. H., der index prohibito- 
rum iſt das für die großen Bücher, was für die Zeitungen die reguläre 
Senfur iſt. M. H., bringen Sie mir doch irgend ein Beiſpiel eines rein 
katholiſchen Staates bei, eines Staates, der wirklich auf Ihren religiöſen 
dem n begründet iſt, der die katholiſche Kirche als Staatskirche hat, 
n dem irgend etwas don den Freiheiten realiſirt iſt, um die wir hier 
isputiren und als deren unfreiwillige Bekenner Sie ſich im Drange der Ge: 


men i 
bis 


0 


aus irgend anderen vielleicht, ein ſolches Geſetz annimmt (Unruhe), ſich 
8 die eigentlichen Darbringer des Geſchenkes vor der Nation darſtellen, 
war, glaube ich, nicht ganz politiſch klug. Es liegt mir, meine Herren, 
lich Nichts an den Urhebern, wenn Sie das Geſeß durchbringen, wollen 
Ihnen ewig dankbar bleiben. (Große Heiterkeit.) Ich will Are das 
feierlich erklären. Es liegt uns gar nichts daran, ob wir, ob Sie das 
eſetz eingebracht haben. Es thut mir nur leid, daß Sie eine Sache, für 
die eine jo große Majorität oder vielleicht Einſtimmigkeit zu haben iſt, an⸗ 
ſchwärzen. (Große Heiterkeit.) Sie bringen ihr den Makel bei, daß eine 
er Regierung feindliche Partei dieſe Sache benutzt, um damit im Volke 
Propaganda zu machen. (Ruf: miniſteriell) Wir ſind miniſteriell geworden, 
agt der Abg. Mallinckrodt. ; 
Meine Herren ich wollte zu Ihrer Unterſtützung anführen, weshalb wir 
gerade ein beſonderes Verſtändniß dafür haben, die Sache zu unterſtützen. 
Wir gehören zu denjenigen, die e gemacht haben, ähnlich den⸗ 
gen, in denen Sie in dieſem Augenblicke erſt begriffen ſind. Sie haben 
noch eine ziemlich beträchtlich kleine Preſſe; Sie haben es ſogar zu einer 
partiell ziemlich großen gebracht, auch wir hatten eine Zeit, wo wir eine 
ſehr reiche kleine Preſſe beſaßen. Aber dieſe kleine Preſſe iſt ruinirt worden 
durch die verſchiedenen Geſetze, welche die Regierung zu ihrer Verfügung 
batte. Wir wiſſen alſo ganz wohl zu empfinden, welche Schädigung einer 
Pe , nach und nach eins ihrer Organe nach dem 
andern abſtirbt. Der Herr Finanzminiſter ſtellt ſich das nicht jo ſchlimm vor, 
er hat vorhin eine Andeutung Peer wonach dieſe Steuerfrage keine große 
Angelegenheit ſei. Indeß nach den Erfahrungen, die wir haben, beträgt die 
eitungsſteuer bei manchen Organen ein Viertel bis ein Drittel des geſammten 
Abonnementsertrages. Daß damit ein höchſt empfindlicher Abzug gegeben 
it, der für die Eriſtenz der Zeitung entſcheidend ſein kann, das wird der 
Herr Finanz⸗Miniſter zugeſtehen müſſen. Nun bezieht er ſich darauf, daß in 
Ausſicht hehe, daß das Reich die Sache machen werde. Ja, das iſt ja vor⸗ 
trefflich, wenn durch ein Reichsgeſetz die einzelnen Regierungen gehindert 
werden eine ähnliche Steuer einzuführen, aber ſonderbar iſt nur, daß gar 
fein anderer deutſcher Staat als Preußen ſie hat. Eine ſolche Beſtimmung, 
aß die Steuer in keinem anderen Staate eingeführt werden folle, iſt ganz 
vortrefflich und um jo leichter auszuführen, wenn Preußen hochherzig die 
Initiative ergriffen und ſeine Steuer abgeſchafft haben wird. Dann wird es 
nur nöthig ſein, den beſtehenden Zuſtand rechtlich feſtzuſtellen. Mit Aus⸗ 
he der Stadt Hamburg beſteht auch keine Inſeratenſteuer; daher muß es 
uns der Herr Finanzminiſter nicht verübeln, wenn wir befürchten, die Steuer 
werde nur als ein Unterhandlungsobject für irgend einen weſentlichen Punkt 
eingezogen, und die 19 0 der Preſſe nur geboten, um auf der anderen 
Seite irgend eine Conceſſion zu erlangen. Das wäre eine falſche Vorausſetzung 
und der Herr Finannzminiſter müßte ſich überzeugen laſſen, daß die Sache 
auf rein preußiſchem Boden ausgetragen werden könnte und ſollte. i 
Wenn ich nun noch an die Kleinheit der Summe denke, ſo ſcheint mir 
der Finanzminiſter wohl in der Lage, auf dieſelbe Verzicht leiſten zu können. 
Nach den Mittheilungen in der betreffenden Gruppe hat nämlich der Zeitungs⸗ 
ſtempel betragen im Jahre 1871 921,821 Thlr., im Jahre 1872 1,008,457 
115 alſo im Durchſchnitt 965,000 Thlr.; der Kalenderſtempel betrug im 
Jahre 1873 121,360 Thlr., im folgenden Jahre 123,760 Thlr., alſo im Durch⸗ 
mitt 122,560 Thlr., das macht zuſammen circa! Million Thaler; ich glaube, 
daß kein Grund vorhanden iſt, dieſe Summe als Unterhandlungsobſect in 
das Reichsgeſetz zu werfen; ich meine, jede Materie, die im 5 der 
Landesvertretungen geordnet werden kann, ſollte nicht auf das Gebiet der 
Transactionen im Reichstage gebracht werden. Das preußiſche Volk hat 
einen verfaſſungsmäßigen Anſpruch darauf, daß ihm die Preſſe und damit 
die Mittel der eee e Bildung im reichen Maße NED und der 
reſſe keine Schranken eutgegengeſtellt werden, welche die Möglichkeit, eine 
lturarbeit auf dieſem Gebiete zu Stande zu bringen, beeinträchtigen. 
enn der Herr Finanzminiſter geſtattet, daß eine rein preußiſche Steuer, für 
ie kein Analogon in irgend einer anderen deutſchen Geſetzgebung exiſtirt, 
die Reichspreßgeſetzgebung hineingetragen wird, daß die Beſeitigung ge⸗ 
ermaßen als eine Bedingung für die Zuſtimmung zu anderweitigen läſti⸗ 
Bedingungen aufgeſtellt werde, ſo ſchädigt er, parkikulariſtiſch geſprochen, 
8 Preußen auf Koſten des Reichs, er macht uns zu einem Unterhandlungs⸗ 
bject. Wir müſſen dafür Sorge tragen, daß eine in der That jo partiku⸗ 
che Materie nicht zum e der allgemeinen Reichsgeſetzgebung 
macht werde. Wohin dieſe Art von Verhandlungen führt, des zeigt am 
beiten der mecklenburgiſche Verfaſſungsſtreit, der auch nur vom Reiche aus⸗ 
ragen werden kann, weil die dortige Regierung auch den Ständen gegen⸗ 
v ſich fortwährend abwehrend verhält. 5 kann nicht anders ſagen, als 
daß der Streit um die Zeitungsſteuer in meinen Augen die vollkommenſte 
Jgarallele bildet zu dem in der That übel beleumundeten mecklenburgiſchen 
rfaſſungsſtreit und fo ſehr ich wünſche, daß die Mecklenburger mit ihrer 
N gierung fertig würden, ohne dazu noch eine beſondere Intervention des 
Reiches anrufen zu müſſen, ſo ſehr wünſche ich, daß wir mit unſerer Regie⸗ 
\ zum Austrag kämen, ohne auf ein beſonderes Reichsgeſez zu warten 
Peranlaſſung hätten. (Lehhafter Beifall.) a ER 
Abg. Tiedemann: Durch die Reden des Abg. Windhorſt zieht ſich 
bandwürmartig der e über 0 Verwendung er 1 
ithüllungen in Ausſicht ſtellt, welche die Neugier auf das äußerſte ſpan⸗ 
nen, ohne ſie ji befriedigen. Auch feine heutigen Andeutungen gingen über 
unbeſtimmte Aeußerungen über Beeinfluſſung, officiöſe und halbofficiöſe Cor⸗ 
eſpondenz u. ſ. w. nicht hinaus. Nur das Eine wundert mich: ich hatte 
erwartet, der Redner würde auf die große Verſammlung hinweiſen, die in 
fen Tagen in London unter Mitwirkung des Lord Ruſſell und des Erz: 
biſchofs von Pork ſtattfinden wird, und behaupten, dieſe Herren ſeien aus 
dem Reptilienfonds dazu veranlaßt worden. — Unter der heutigen Zeitungs- 
e am Meiſten die kleine anſtändige ee welche nicht vom Skandal 
lebt und keine beſtimmt prononcirte Parteiſtellung einnimmt. Der Abg. 


Windthorſt ſpricht immer von der offieiöfen Preſſe, ich möchte mir einen 


, 


nweis auf die kleine ultramontane > erl. f 
ſches Ding damit; Sie können kaum ein Zeitungsblatt dieſer Gattung in 


te damit geſchieht, 5 


Was ſteht N 


reſſe erlauben. Es iſt ein eigenthüm⸗ 


jtäti 

Herner bemerkt Abg. Reichenſperger gegen Virchow, daß ſich der ſeiner 
Zeit von ihm gebrauchte Ausdruck „purer Unsinn“ auf den Art. 78 der Ver: 
faden bezogen habe, alſo auf den berurtheilten Satz, nicht auf die Ver⸗ 
urtheilung deſſelben durch den Syllabus. Denn ver verurtheilte Satz gelte 
in keinem Lande: in Amerika dürfe nicht jeder Kultus ausgeübt werden, die 
Mormonen wolle man daran verhindern; in Preußen dürfe man nicht jede be: 
liebige Aeußerung thun, ſondern werde eventuell beſtraft. Abg. Virchow iſt mit 
dem Vorredner bollfommen einverſtanden und differirt nur in dem Punkte, 
daß er nicht perſtehe, wie der Papſt nichts weiter zu thun habe, als einen in 
aller Welt fir Unſinn anerkannten Satz für einen Irrthum zu erklären. 
(Heiterkeit.) 

Das Haus tritt ſofort in die zweite Berathung des Antrages Bernards 
ein. Abg. Windthorſt Meppen): Zunächſt erlaube ich mir die höchſt per⸗ 
ſönliche Bemerkung, daß ich leider heiſer bin, damit nicht aus der Anſtren⸗ 
gung meiner Stimme geſchloſſen werde, ich ſei leidenſchaſtlich. (Heiterkeit.) 
Der Vicepräſident des Staatsminiſteriums hat auf die Verhandlungen vom 
März zurückgewieſen, meine Anführung war ſeine Erklärung bei der erſten 


Berathung des Staatshaushalts in dieſer Seſſion; ich habe ausdrücklrch ber: | ) 


vorgehoben, daß ſie etwas anders lautete, als die damalige. Leider muß ich 
aus den Aeußerungen des Finanzminiſters entnehmen, das die Staatsregie⸗ 
rung nicht geneigt iſt, die Angelegenheit vor dem Reichspreßgeſetz zu ordnen, 
obgleich ich eben ſo wenig, wie der Abg. Virchow, einen Zuſammenhang der 
Steuer mit dem Reichspreßgeſetz entdecken kann. Wenn der Abg. Virchow 
meint, wir hätten den Antrag nicht ſelbſt, ſondern durch einen Freund aus 
einer andern Partei einbringen laſſen ſollen, ſo bin ich ihm für dieſen Wink 
ſehr dankbar und hoffe, daß er für verſchiedene meiner Wünſche ein offenes 
Ohr haben wir. Ich denke aber, daß die Staatsregierung ſich ihrer Pflicht 
bewußt bleiben wird, über deu Parteien zu ſtehen und jeden Antrag zu 
prüfen nach ſeiner objectiven Bedeutung ohne Rückſicht auf diejenigen, die 
ihn eingebracht haben. Wir kämen ſonſt in eine ſo mißliche Lage, daß eine 
derartige Annahme von Seiten der Miniſter als eine unmögliche bezeichnet 
werden ſollte. Wenn ein Redner darauf aufmerkſam machte. daß ich ſehr 
viel vom Reptilienfonds ſpreche, ſo iſt das ein Irrthum; ich habe allerdings 
dann und wann davon geſprochen, aber immer geſchwiegen, wenn andere 
ſprachen“ Aher es wird allerdings Zeit fein, dieſer Angelegenheit näher zu 
treten und ich weiß zu meiner Befriedigung, daß es von einer Seite geſchieht, 
die nach den Anſchauungen des Abg. Virchow der Regierung angenehmer 
iſt, als ich. Was die Sache betrifft, jo bitte ich Sie um möglichſt einſtim⸗ 
mige Annahme des Antrages, damit wenigſtens das preußiſche Abgeordneten⸗ 
1295 dadurch ausſpreche, daß es die Verſchleppung der Sache, welche darin 
iegt, daß die Angelegenheit bis zum Reichspreßgeſetz warten ſoll, 1 
billige. Unter allen Umſtänden bin ich der Anſicht, daß der Reichstag nicht 
geneigt ſein werde, Grundſätze, wie ſie im preußiſchen Preßgeſetzentwurf auf⸗ 
geſtellt ſind, zu billigen, um nur die Steuer los zu werden. Die Rechnung 
iſt alſo jedenfalls verkehrt. Ich denke die königliche Staatsregierung wird 
u einmüthigen Beſchluß des Hauſes gegenüber von ihrem Wiederſtand 
ablaſſen. ; 

Auf den Antrag des Abg. Rudolphi (Köln), unterſtützt von 58 Mitglie⸗ 
dern, wird über den Bernards'ſchen Geſetzentwurf namentlich ab⸗ 
geſtimmt und derſelbe mit 351 gegen 6 Stimmen angenommen. Dieſe 
6 Stimmen werden von den Abgg. Staatsminiſtern Dr. Falk und Graf zu 
Eulenburg, ſerner von v. Manteuffel, Haucke, v. Studnitz und dem Grafen 
Hochberg-Fürſtenſtein abgegeben. Abg. Krüger enthielt ſich der Abſtimmung. 
Inzwischen hat der Vicepräſident Dr. Löwe den Vorſitz übernommen.) 

Das Haus geht nunmehr zu der von dem Abg. Schmidt (Stettin) ein⸗ 

ebrachten Reſolution über: „die Staatsregierung aufzufordern, über die Er⸗ 
edigung der vom Hauſe der Abgeordneten an ſie gerichteten Anträge und 
Reſolutionen beim Beginne der nächſten ordentlichen Seſſion in Form einer 
ſchriftlichen Ueberſicht Auskunft zu geben.“ 

Abg. Schmidt: Meine Herren, es iſt ſtets als großer Uebeläand im 
großen Staat Preußen anerkannt worden, daß der geſchäftliche Verkehr 
zwiſchen der Staatsregierung und dem Landtage weniger günſtig ausgebildet 
iſt, wie in anderen kleineren 1 deutſchen Staaten. Während 
in dieſen von den Regierungen bereitwilligſt über alle Anträge und Reſolu⸗ 
tionen der früheren Seſſionen Auskunft ertheilt wird, verhält ſich ſehr oft 
die preußiſche Regierung völlig ſchweigſam. Das Haus hat einen Monolog 
abgehalten, den die Regierung in keiner Weiſe unterbrochen hat. Dies ſteht 
im Widerſpruche mit der alten Praxis in Preußen, wonach jeder, der ſich 
mit einer Eingabe au die Staatsregierung wendet, eine Antwort erhält. 
Hier im Hauſe dagegen iſt der Verkehr mit der Regierung ein ſo mangel⸗ 
hafter, daß Anträge Seitens der Petitions⸗Commiſſion, in welchen Petitionen 
der Regierung zur dringenden Abhilfe empfohlen wurden, von der Regie⸗ 
rung völlig todt geſchwiegen wurden. Ja, es iſt ſogar vorgekommen, daß 
weder der Herr Miniſter, noch ſein Commiſſar irgend etwas von Anträgen 
wußten, die hier im Hauſe angenommen waren. Es iſt ſchon mehrfach hier 
darauf aufmerkſam gemacht worden und ich ſelbſt habe 1871 einen dem heu⸗ 
tigen völlig eutſprechenden Antrag eingebracht, der jedoch an dem Wider⸗ 
ſtande der andern Seite des Hauſes, welche dieſer rein geſchäftlichen Frage 
eine große politiſche Bedeutung unterlegte, ſcheiterte. 
burg werden Landtagsabſchiede, wie ſie etwa mein Antrag verlangt, ertheilt, 
ebenſo auch in den Preußiſchen Provinzial⸗Landtagen und auch im Deutſchen 
Reichstage. Dort hat auch, ſoviel ich weiß, die Preußiſche Regierung mit 
allen Stimmen im Bundesrathe dafür geſtimmt und ich darf wohl anneh⸗ 
men, daß ſie auch diesmal kein Bedenken gegen die Sache haben wird, zu⸗ 
mal es ſich durchaus nicht um eine Prinzipienfrage handelt. Es liegt gar 
nicht etwa in meiner Abſicht, die Controle des Hauſes zu erweitern, ſondern 
es handelt ſich lediglich um eine rein geſchäftliche Frage, inſofern wir nur 
wiſſen wollen, was aus unſern jedesmaligen Anträgen und Reſolutionen 
geworden iſt. ER 

Der Minifter des Innern: Ich habe durchaus keine prinlipiellen 
Bedenken gegen den Antrag, nur befürchte ich, daß die Annahme deſſelben 
zu einer zu großen Anhäufung der Geſchäfte führen würde. In den Aus⸗ 
führungen des Herrn Antragſtellers wurde nur immer das Todtſchweigen 
Seitens der Regierung betont; wenn wir aber nach dem Grunde dieſes Ver⸗ 
fahrens ſuchen, ſo finden wir nicht etwa, daß ſich die Regierung nicht um 
die Sache gekümmert hat, ſondern daß der Gegenſtand entweder erledigt 
worden ift oder Hinderniſſe gefunden hat; jedenfalls aber find immer die 
Anträge und Reſolutionen Gegenſtand der eingehendſten Berathung geweſen. 
Was nun die von dem Herrn Vorredner angeführten Provinziallandtags⸗ 
Abſchiede betrifft, ſo muß ich bemerken, daß dieſe Verſammlungen nur alle 
zwei oder drei Jahre zuſammenkamen und daß es dann natürlich war, über 
das inzwiſchen Geſchehene Bericht zu erſtatten. In neuerer Zeit, nachdem 
die Perioden des Zuſammentritts der Landtage anders geworden ſind, finden 
auch die Abſchiede nicht mehr ſtatt. Ich erwähne nochmals, daß durch An⸗ 
nahme des vorliegenden Antrages neue außerordentliche Arbeiten zu den 
Geſchäften der Regierung hinzugefügt werden würden, und aus dieſem prak⸗ 
tiſchen Grunde möchte ich ihnen rathen, den Antrag abzulehnen, nicht weil 
die Regi erung principiell etwas dagegen einzuwenden hätte, ſondern weil 
dadurch eine Geſchäftserweiterung herbeigeführt werden würde, welche die 
Regierung in ihren großen Aufgaben, mit denen ſie beſchäftigt iſt, nur 
hemmen würde. 5 

Abg. Schmidt wiederholt, daß Anträge, die vom Haufe angenommen 
waren, von der Regierung völlig unberückſichtigt geblieben ſeien. Es handle 
ſich nicht blos um Petitionen, ſondern auch um legislatoriſche Anträge, deren 
Schickſale man erfahren wolle. Wenn der Herr Miniſter ſage, daß durch 
Annahme des Antrages eine zu große an, der Regierung eintreten 
würde, jo wolle er nur daran erinnern, daß das Reichskanzleramt, anerkannt 
eine der beſchäftigtſten 1 6 ſich bereitwillig der hier gewünſchten Be: 
richterſtattung unterzogen habe. > 
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ers tung liegt 


elbſt in Mecklen⸗ſch 
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Aich bunt is 1 def ; = 0 
egt durchaus keine G. e dafür, daß dies 8 Einr 
Was die Petitionen betrifft, ſo liegt es ja 15 in ee v ee ht. 
zu erfahren, was aus venjelben geworden fei und das Haus h En etenten, 
Grund, dies als eigene Sache zu behandeln. Wenn aber der Herr Alien 
ſteller eine Berichterſtattung über Geſetzesvorlagen aus dem Hause v utrag⸗ 
jo wird die Regierung damit in die Lage gebracht, auch eine Aus erlangt, 
ſetzung über die Gründe der Ablehnung und alſo eine förmliche B emander⸗ 
des Themas geben zu müſſen, die dann wieder Grund zu neuen f 
lungen geben würde. Ich möchte Ihnen empfehlen meine Herren, fi 

auf den guten Willen der Regierung zu verlaſſen, daß dieſelbe lieber 5 


was die Noth des Augenblicks erfordert, als daß fie durch Formalitäten U 1 


Arbeitskraft überlaſte. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Im Reichstage habe man erſehen 
verlangte Bericht ganz ungenügend fer und nur zu geſchäftlichen 
Anlaß gegeben habe. Außerdem liege aber wohl in dem Antrage ei N 
Prineipienfrage verſteckt, nämlich das Beſtreben, ſich immer und uberall 
die Verwaltung einzumiſchen. Uebrigens ſei der Antrag voll 
da bei Berathung des Budgets genügende Gelegenheit gegeben fei 
ſchlüſſen des Hauſes Nachdruck zu verſchaffen. 

Abg. Eberty: Ich halte es der Würde des Hauſes durchaus ni 
ſprechend, wenn daſſelbe darauf verzichten ſoll, eine Antwort auf 
träge zu erhalten, während doch jeder Privatperſon eine ſolche zu T 


1 
daß der | 
Debatten | 


el 
zu Schlagen von einer Seſſion zur andern, wie dies ſchon längſt in an 
und außerdeutſchen Staaten der Fall iſt. en 
Abg. Techow beftreitet dem Abg. Windthorſt gegenüber, daß d N 
trag irgend welche principielle Bedeutung habe; derſelbe betreffe I inf 
die Geſchäftsordnung und führe auch durchaus nicht zu einer Ueberlaſ 
der Regierung. a 
N Camphauſen: Meine Herren! Ich halte die Anng 
des Antrages für unzwecknäßig und ob man den Gegenſaß jo api 
daß man ihn für principiell unzuläſſig erklärt, kann noch die Frage fein. 
Wenn Beſchwerde darüber geführt wird, daß das Haus über feine “ träge 
nicht unterrichtet werde, jo muß ich für mein Reſſort dies beſtreiten. Auf, 
Anträge, die zum Etat geſtellt find, wird immer Antwort ertheilt, ſei es, 
die Regierung darauf eingeht, oder ſie ablehnt. Wenn man beim Reiche 
andere Einrichtung getroffen hat, ſo iſt doch nicht zu überſehen, daß die 
gelegenheiten im Particularſtaate weit umfaſſenderer Natur find, als fie bei 
Reiche vorkommen können. del hebe ferner hervor, daß die Frage, ob d 
im Reiche im vorigen Jahre beliebte Einrichtung ſich als zweckmäßig erw 
werde, meiner Anſicht nach noch keine Antwort gefunden hat. Daß alle; 
den Anträgen. bereits erledigten Angelegenheiten durch den Bericht gewifler | 
maßen noch einmal auf die Tagesordnung gebracht werden, iſt entſchi 
keine gute Einrichtung. Darum wiederhole ich nochmals, daß ich die Ay | 
nahme des Antrages für unzweckmäßig halte. hi x 
Abg. Brauchitſch erblickt in dem Antrage eine große Inconſeguenz der 
liberalen Partei in Bezug auf das Princip, daß ein für die neue Legislafie 
Periode gewählter Abgeordneter durchaus mit feiner früheren Thätigſz 
nichts mehr zu thun haben dürfe, ſondern gewiſſermaßen im Hauſe eine 
neue Perſon ſei. 
Abg. Richter (Hagen) erklärt ſich für den Antrag und betont dem H 
Miniſter gegenüber, daß auch das Haus Intereſſe an den Petitionen habe, 
jo fern in denſelben meiſt öffentliche Angelegenheiten behandelt würden. 
Abg. Lasker: Wir werden gut thun, dem Antrage kein größeres Ge. 
wicht beizulegen, als es der Herr Autragſteller beabſichigt Wir wünſch 
nur Rechenſchaft darüber, ob und in welcher Weiſe unſere Anträge bei der 
Regierung verhandelt worden find, und darin liegt, meines Erachtens dure 
aus kein politiſches Princip. Wenn der Herr Finanzminiſter auf das U 
vollkommene der Einrichtung im Reichstage hinwies, jo muß ich ihm dai 
Recht geben, doch bin ich der feſten Ueberzeugung, daß ſich die Sache ber 
beſſern laſſen wird. 
Hierauf wird die 
angenommen. 
Nachdem das Haus in dritter Berathung das Geſetz, betreffend die 
rechnung des Koſtenpauſchguantums der Armenverbände ohne Debatt 
nehmigt hat tritt es in die Berathung des Etats und zwar des Spe 
etats der Forſtverwaltung. Cap. 5, welches die außerordentlichen Ausgaben 
enthält, ſowie die Titel Lund 8 des 2. Capitels und Titel 3 des 4. Cahitels, 
zu welchen Anträge vom Abg. Richter-Hagen vorliegen, werden at 
Suogefonmnijion deriwiejen. 5 el 
Bei Berathung der Poſition: „Einnahme für Holz“ bemerkt Abg. Schmid 
(Stettin), daß die Summe von 14,000,000 Thaler wohl zu hoch gegriffen f 
da derartige Preiſe, wie ſie im letzten Jahre erzielt wurden, und die nur in 
der allgemeinen großen Bauluſt ihren Grund hatten, wohl ſchwerlich wied 
vorkommen würden. % 755 i 8 
Abg. Frenzel macht die Regierung auf den Uebelſtand aufmerkſam, daß 0 
bei Verſteigerung des gehauften Holzes den Leuten durchaus keine Garantie 
geboten würde, daß ſie auch wirklich das Holz überwieſen erhielten, indem 
ſehr oft ſchon zur Zeit der Verſteigerung das Holz geſtohlen ſei, fo daß zur 
Zeit der Ueberweiſung nichts mehr vorhanden ſei. i 
mindeſtens 14 Tage nach der Verſteigerung für die wirkliche Ueberweiſung 
garantiren, und die Forſtbeamten würden dann ſchon genügend dafür ſorgen,“ 
daß das Holz nicht geſtohlen würde. 2 Ri 
Reg.⸗Comm. Hagen: Das Bedenken des Herrn Abg. Schmidt iſt vö 
ungerechtfertigt; ich glaube, daß wir beſtimmt auf die im Etat veranſch 
Summe rechnen können. as nun die von Herrn Abg. Frenzel ausge 
chene Beſchwerde betrifft, jo muß ich leider bemerken, daß es durchaus ı 
möglich iſt, daß die Regierung die verlangte Garantie übernimmt. Es 
ſchon mehrfach der Verſuch damit gemacht worden, es haben ſich aber it 
Folge deſſen die Holzdiebſtähle jo gemehrt, daß von der Sache wieder Abft 
genommen werden mußte. 5 j ERDE ws: 
Bei Berathung der 0 Gehälter der Forſthülfsaufſeher macht der 
Abg. Bernhardt auf die Unzulänglichkeit der Beſoldung dieſer Beamten auf 
merkſam und ſpricht den Wunſch aus, die Regierung möge im nächſtjährigen 
Etat eine höhere Summe dafür verwenden. 5 a 
Abg. Thomſen macht darauf aufmerkſam, daß die Dienſtländerein der 
Forſtbeamten meiſt in 125 ſchlechtem Zuſtande ſeien, was ſeinen Grund ein⸗ 
mal in dem beſtändigen Wohnungspechſel derſelben, dann aber and in der 
et Beſoldung habe. Er bittet die Negierung hier Abhülſe zu 
haffen. 955 | 
Abg, Miquel erwiedert, daß verſchiedene Petitionen über dieſen Gegen 
ſtand dem Haufe zugegangen ſeien, und daß es bei Berichterſiattung über 
ae Gelegenheit geben werde, ſich näher über die fragliche Angelegenh 
u äußern. 8 
5 Zu der Poſition für Ankauf von Grundſtücken zu den Forſten bene 
Abg. Graf Matuſchka, daß das 1 0 0 5 dabei ein ſo langwieriges 
ſchleppendes ſei, daß oftmals der Erwerb von ſehr geeigneten Grundſtück 
vereitelt würde. Die Regierung möge es ſich angelegen ſein laſſen, hier 
kürzeres Verfahren einzuführen. | = = 
Regierungscommiſſar Hagen verſpricht der Sache ſeine 
ſamkeit zuzuwenden. 3 aM 
Schließlich beſchäftigt ſich das Haus, nachdem ein Antrag Bergers auf 
Vertagung um 3% Uhr abgelehnt worden, mit Wahlprüfungen 
7. Abtheilung hat die Wahl des Abg. Prinzen Handjery, der mit fün 
Stimmen über die abſolute Majorität im Wahlkreiſe Teltow⸗Beeskow⸗Stork 
gewählt worden iſt, zu beanſtanden und die Acten der Staatsregierung 
mit der Aufforderung zu übermitteln, beantragt, über die Stellung des 
Lieutenants Götſch zu dem Landrath Prinzen Handjery reſp. zu den 0 
ſchäften des von letzterem verwalteten Landrathsamtes von der königl. Regie? 


Debatte geſchloſſen und der Antrag mit großer Majorit 


Aufmerk 


rung zu Potsdam amtliche Auskunft zu erfordern; ferner fünf mit Nauen 


bezeichnete Perſonen zeugeneidlich über die behauptete Wahlbeeinfluſſung dez 
Gbtſch vernehmen zu laſſen. Derselbe hat früher in Altpreußen ein a 
zwei Landrathsämter verwaltet, zuletzt das in Wehlau, und es fragt ſich, ob 
er ſich in einer amtlichen Stellung oder irgend einer amtlichen Beziehung 
zum Landrathsamt in Teltow befand, als er ſich für die Wahl des Prinzen 
Handjery thätig erwies. Der Mi niſter des Innern und der Abg. Hie 75 
Handjery verneinen das 1 das Beſtimmteſte und darauf hin beſchließl 
das Haus mit ſehr großer Majorität Intrage eber 
gemäß, den u. A. auch Miquel unterſtützt, die Wahl des Prinzen Handjen) 
für giltig zu erklären. 5 5 u 
Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 1 Uhr, (Vereidigung 
der Abänderung de 


der neu eingetretenen Mitglieder, dritte 1 a 
Wahlprüfungen.) 


Grundſteuergeſetzes, Fortſetzung der Etatsberathung, 


[Amtliches] Se. Majeftät der Kgiſer haben 
den Gemeinderath, Oekonomen Valentin Touvet zu ht, Bezirk Ober⸗Elſaß, 
zum Beigeordneten dieſer Gemeinde ernannt. ö 5 bert 

15 Maße tät der König hat die bisherigen Regierungsaſſeſſoren I a 
Förſter 


Berlin, 3. December. 


oſen, Erich von Caprivi zu Breslau und 9 


fi 


Die Regierung müſſe 


dem Antrage des Abg. Scharnweber 5 


u un Die 5 
üſſelldorf zu Königl. Eiſenbahn⸗Directoren mit dem Range der Räthe viertel 


chläſſig 
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Ausführ 
kin, 3. Dee. [SE 1 der Kaiſer und Könige 
d ine Spazierfahrt und nahmen ſpäter den Vortrag des 
mu der Ae ie dr v. Shleinik 1 0 0 besſfrrſſchen Inſeln „überhaupt ihr altes Glück und ihre alte Freiheit und 
a Ihre kaiſerl. und königl. Hoheiten der Kronprinz] Berühmtheit jetzt verloren zu haben ſcheinen“, als eine tendenzibſe Ueber⸗ 
und die Kronprinzeſſin!] begaben ſich geſtern Vormittag 11 Uhr treibung zu betrachten und wenn anzunehmen iſt, daß die Inſelfrieſen 
un Behrüßung Ihrer Majeftät der Kaiſerin⸗Königin nach dem königl. ſich wohl auch allmälig als gute Deutſche mit dem Verluste der 
Palas. Um 11% Uhr ertheilte Se. kalſerl. und königl. Hoheit dem] zur däniſchen Zeit von ihnen beſeſſenen „Freiheiten“ ausſöhnen wer: 
br. Guſtad Radde Audienz. um 1% Uhr machten Ihre kaiſerl, und den, jo mag doch ihr Wunſch nach Errichtung einer „privllegirten“ 
nig. Hoheiten der Kronprinz und die Kronprinzeſſin beim öſterr. Staats⸗Navigationsſchule in einem Hafen der ſchleswigſchen Weſtküſte 
Bolſhafker Grafen Karolhi einen Gratulationsbeſuch. Von 7% uhr oder auf einer der ſchleswigſchen Weſiſee Inſeln immerhin der maß⸗ 
mn wohnten Höchſtdieſelben der Vorſtellung im Opernhauſe bei. gebenden Stelle ans Herz gelegt ſein. Mit den jpecfiih Hamburger 
5 [Ides Kaiſers und Königs Majeſtät] haben genehmigt, daß 
in den Händen des Geh. Staatsraths Stichling in Weimar be 


fehle noch manches Ungedruckte enthaltende handſchriftliche Nachlaß 


migung zur 
hrer Aachen⸗ 


Regierung wird dem Lande Schleswig⸗Holſtein am wenigſten gedient 
ſein, da die alten Handelsbeziehungen deſſelben eine Pflege der Inter⸗ 
eſſen der Oſtſeeſchifffahrt durch die Regierung dringend erheiſchen. (N. Z.) 

Swinemünde, 3. December. [Der Poſtdampferf des balti⸗ G 
ſchen Lloyd „Waſhington“ iſt heute mit Paſſagieren und Ladung via 
Antwerpen nach Newyork in See gegangen. 

Köln, 3. December. [Confiscation.] Das geſtrige zweite 
Blatt der „Kölniſchen Ztg.“ iſt wegen Veröffentlichung der Enchelica 
des Papſtes vom 21. November d. J. confiscirt worden. 

München, 30. November. [Neuer Wahlgeſetzentwurf.] 
Der „Bair. Cur.“ ſchreibt: Wie verlautet, ſoll die königl. Staats⸗ 
Regierung einen neuen Wahlgeſetzentwurf in Bereitſchaft haben, mit 


Herders für die königl. Bibliothek in Berlin angekauft werde. 
1 (Reichsanz.) 
[der Adreſſe des Herzogs von Ratibor] find ferner bel: 
getreten viele aus Trier, Erkelenz, dann d 
aus dem Kreiſe Groß⸗Strehlitz: Gottſchalk, Lehrer in inne 
Hof. Frank, dito in Leſchnitz, E. Gorke, dito in Gogolin, Gottſchalk II., dito 
m Gr. Stein, Kuzia, dito in Schimiſchow, Piſſarczyk, dito in Jeſchong, Stryz, 
bito in Zyrowa; . 
1 in Myslo witz: Dr. Amende, Knappſchaftsarzt, Berger, Maurermſtr. u. 
1 Stadtverordn., Bendix, Lehrer, Dr. Friedrich, prakt. Arzt und Rathsherr, 
Ficher, Telegraphen⸗Aufſeher, Drieſchner, Stations⸗Aſſiſtent, Großmann, 
üter⸗Exped. orſteher, Hein, Schichtmſtr., Höregott, Stations⸗Vorſteher, Ju⸗ 
kasty, Kaufm., Kneſek, nen Kowollik, Sekretär, Kowarſch, Grenz⸗ 
Aurfſeher, Langer, Lazareth⸗Verw., Linke, Stations⸗Aſſiſt., Lange, Ingenieur, 
Müller, Nathsherr u. Maurermſtr., Mücke, Bahnmeiſter, Neumann, At, 
Oberle, ee v. Prominski, Stations⸗Aſſiſt., Rendſchmidt, 
Rechtsanw., Riedl, Oberwärter, Spendel, Bur.⸗Diät., Stanjek, Apoth., Sol⸗ 
lors, Lehrer, Thiel, Portier, Walter, Bahnmeiſter, Zimnik, Lehrer und Prä⸗ 
pParandeubilder, Zejma, Pharmazeut; 5 8 . 
in Laurahütte: E. Baron, Rh. A. Dygatz, Oberpuddler, Th. 
Schafflick, Waagemſtr., Joh. Koſchera, Auſſeher, Fuhrmann, Ingenieur, A. 
Fischer, do., C. Thiele, Bureaudiener, J. Haida, Portier, Joh. Hein, Polizei: 
Sergeant, Joh. Greiner, Waagemſtr., Rob. Piechatzek, Portier, C. Friſtatzkt, 
Waagemſtr., Aug. Welke, do., L. Pollok, Oberpuddler, Buchaly, Stations⸗ 
Aſſiſtent, F. Goroll, Kaufmann, A. Dziewior, Gußwaarenputzer, A. Hrubp, 
Satenenfraifer, F. Roeſch, Schloſſermeiſter, C. Jarczyk, Bahnmeiſter, Joh. 
Klempnermeiſter. m 
1 0 Wittner, Stations⸗Aafſeher in Neuberun, Dittrich, Oberſteiger in 
Glückaufgrube, Groenow, Hüttenbeamter ebendaſelbſt, Kurtz, Lehrer in Janow, 
Olbrich, Schichtmſtr. in Farlsſeegen⸗Grube, Peſſel, Oberſteiger cbenvafelbit, 
5 Schönfelder, Steiger in Brzenskopitz, Weiß, Lademſtr. in Bröczinka, Weidlich, 
| Giter-Erpedient in Oswiecim, Wenzel, Aſſiſtent daſelbſt, Dr. Emil Müller, 
| Oberlehrer am Königl. Gymnaſium in Gneſen. Mehrere unleſerlich geſchrie⸗ 
bene Namen haben Pine gelaſſen werden müſſen. % aa 
[Der Handels: Minifter] hat mit der Stadt Lüneburg 
einen Vertrag abgeſchloſſen, durch welchen das dortige Raths ſilber⸗ 
zeug, vorbehaltlich der Genehmigung durch den Landtag, in den 
Beſit des Staates für 220,000 Thaler und eine galovanoplaſtiſche 
Abbildung der Geräthe übergeht. Der Silberſchatz wird dem Gewerbe⸗ 
Muſeum zu Berlin einverleibt werden. 


ſollen. 


und Artillerie, im Ganzen etwas über 200 Mann, welches unver⸗ 


erregt die Eröffnung, daß der Dampfer „Dromedary“, welcher von der 
Regierung angekauft wurde, um als Transportſchiff für die Goldküſte 


der Geſellſchaft Union war. Dieſe Geſellſchaft it dieſelbe, mit welcher 
Herr Lowe als Schatzkanzler zur Zeit den ſo ſchwer angeſochtenen Poſt⸗ 
beförderungs⸗Contract abgeſchloſſen hatte, der wegen des Widerſtandes 


N 8 blätter halten bei dieſer Gelegenheit nicht mit der Frage zurück, ob 
5 Aus Mecklenburg ⸗Schwerin, 30. Novbr. [Landeswahl- dieſer Kauf gemacht worden ſei, um der Geſellſchaft Union etwas 
verein der liberalen Partei.] Die geſtern in Roſtock abgehal⸗ Schmerzensgeld zu bieten. e 
tene General-Verſammlung des Landes-Wahlvereins der liberalen [Gladſtone und Darwin.] In einer öffentlichen Rede, welche der 
de er e Hehe ten der Wahloereine des Groß⸗ Premierminiſter Gladſtone vor einiger an in 1 hielt, nl er 
herzgogthums Mecklenburg⸗Schwerin beſucht. Zu dem Programm der SR me ere e e de e aan el EN 
herz 8 N ; ich derſelben nicht beiſtimme. „Auf Grund der ſogenannten Fortentwickelung“, 
Partei wurde in derſelben ein gegen die ultramontanen Beſtrebungen ſagte Gladſtone damals, „wird Gott der Mühe des Schaffens enthoben und 
| gerichteter Zuſatz gemacht. Außerdem beſchloß die Verſammlung be: im Namen der unverändexrlichen Geſetze wird er vom Regieren der Welt 
| züglich der mecklenburgiſchen Verfaſſungs⸗Angelegenheit, nachitehende befreit“ Der bekannte Anhänger dev en Theorie, Herr Herbert 
Erklärung abzugeben: „1) daß fie die Reglerungs⸗Vorlage wegen dr ert ohm biejen San in ber „Oonfemporarp Mebiern ain ie 
e de e een END A I" Idie Worte des Premiers die typiſche Ausdrucksweiſe der ant wiſſenſchaftlichen 
Modification der Landesverfaſſung für eine geeignete Grundlage der] Anſicht. Der Premier veetheidigt ſich in einem Briefe an den BEN 
Verhandlung nicht anzuerkennen vermöge und daher deren unbe: des „Repiew“, daß er durch die oben eitirten Worte durchaus nicht die Dar: 
dingte Ablehnung wünſche; 2) daß fie die Herbeiführung einer con- wiu'ſche Theorie hahe verurtheilen wollen. Wenn er behaupte, daß im Namen 
hn ,, —ů des , er Dan Ja mod) lange mt greife, Drug un Öcteh| Sen 
R 8 ie RR 5 5 au 7 ! 2 ere * 73 * E . un 
möglich halte und daher die zu wählenden mecklenburgiſchen Reichstags: | Gleichzeſtig aber erklärt Herr Gladſtone, daß er über die Nichtigkeit der] Wi 
Abgeordneten auffordere, im Reichstage für die Errichtung jenes Zieles] Darwin'ſchen Theorie keineswegs jo im Klaren fei, und er beklagt, daß die 
unausgeſetzt wirken zu wollen. Bezüglich der Abgeordnetenwahl wurden Functionen des Allmächtigen als Schöpfer und Lenker geläugnet werden auf 
diejenigen 4 mecklenb. ſchwer. Abgeordneten, welche nicht bereits erklärt ha- ellandig und durchaus unzureichende Grunde hin, 


— 


ben, unter allen Umſtänden auf Wiederwahl verzichten zu müſſen, den Wahl⸗ 3 f { 3 f = 
kreiſen, ohne damit der freien Entſcheidung der letzteren vorgreifen zu 1 3 5 

wollen, von Neuem empfohlen. Dieſe vier Abgeordneten, von denen 5 2 Tobin f el ung. 
jedoch drei erklärt haben, nur für den Nothfall ſich wieder zur Ver: H. Breslau, 3, December. [(Gewerbeverein.] Die geſtern Abend unter 


85 2 2 N , dem Vorſitz des Herrn Geh. Rath Dr. v. Carnall abgehaltene Sitzun 
fügung ftellen zu wollen, find: Regierungzrath Dr. Proſch⸗Schwerin, wurde au Stelle des von Hrn. Ur. J. Fuchs angekündigten Vortrages, 


Moritz Wiggers⸗Roſtock, Rittergutsbeſizer Pogge-Roggow und eden derſelbe zu halten verhindert war, durch eine Reihe Mittheilungen des 
Advokat Friedrich Büſing⸗Schwerin. Für den zweiten Wahlkreis, Vereinsſecretärs, Hrn. Dr. Fiedler, ausgefüllt, Der Humboldt⸗Verein für 
wo der bisherige Abgeordnete Bürgermeiſter Weſtphal-Schwerin aus] Volksbildung macht Mittheilung von ſeiner Abſicht, eine Fortbildungs⸗ 


115 RE 0 ch enftalt iu Breslau zu gründen und bittet, das Unternehmen fördern zu 
Geſundheitsrückſichten auf Wiederannahme eines Mandats hat verzich⸗ 1 Es ſollen jun in Mother Winter 4 Kurse 1 zwar 110 


ten müſſen, wurde auf Antrag der Vertreter der Wahlvereine von] Rechnen, in Geſchichte, Naturgeſchichte und deutſcher Sprache, eingerichtet 
Schwerin und Wismar der Bürgermeiſter Haupt zu Wismar ald werden, die beginnen ſollen, wenn ſich die Zahl von 25 Theilnehmern für 
Candidat empfohlen. Rückſichtlich des fünften Wahlkreiſes (Roſtoch), au en en, an a een 1 10 
1. 11 % 1 in fi c fein 9 fin. | Surfen iſt geſtattet und der Unterricht unentgeltlich. Derſelbe findet in 
1 910 Ba ien Bäſing⸗ Schwerin fig) Dl EN: 105 N den Abendſtunden der Wochentage ſtatt. — Hr. Lehrer Berger beginnt in 
ert ſieht, von Neuem eine Wahl anzunehmen, waren die Vorbe- den nächſten Tagen neue Curie in der Duchbaltung für Gewerbtreibende. 
rathungen noch nicht ſo weit gediehen, um ſchon aus der Zahl der] Herr Pr. Fiedler kann nach den ihm gewordenen Mittheilungen über die 
1955 Auge gefaßten Perſönlichkeiten eine einzelne auszuſcheiden und a Berger e 1 8 le den 9 1085 
eren a gliche Candi naive 1e 2 Hewerbevereines nur empfehlen. — Weitere Mittheilungen des Seeretär 
näſchlteßliche Candidatur zu proclamiren. Die Versammlung betrafen einzelne hervorragende Erſcheinungen auf der nunmehr geſchloſſenen 


0 


ürſten getroffenen Abkommens übernahm jener evangeliſche Fürſt die Com⸗ 
miſſton, die beiden der böhmiſchen Krone incorporirten und zur Theilnahme 
an der großen gegen den Kaiſer gerichteten Conföderation evangeliſcher 
8 5 5 a der gedrängten Provinzen, die Lauſitz und 
Klagen über die Begünſtigung der Oſtſee häfen durch die preußiſche den Kaiſer zurückzuführen. Er hatte 
von circa 14,000 Mann 
gegen die Lauſitz aufbra 


d Schleſien zum Gehorſam 
u dieſem Zweck im Sommer ein 
bracht, mit welchem er im S { 
Der König Friedrich von Böhmen forgte, als 
der Ernſt des Kurfürſten erſt klar geworden war, aufs ſchleunigſte für die 
des ganz ſchutzloſen Landes und beorderte den 
eneral der von den Schleſiern nach unabläſſigem Drängen geworbenen 
e den Markgrafen Joh. Geor 
auſitz, der dort früher ers 

rirende Heer der Sachſen. derſah. 5 d am 
wichtige Städte wie Zittau, Löbau, Görlitz mit Garniſonen ſein Haupt 
lager ſchlug er an der Landskrone bei Görlitz auf. Die Sachſen erſchienen 
am 10. September vor Bautzen und begannen die Belagerung der von d 
ſchleſiſchen Fähnlein wacker vertheidigten Stadt. er 
Beſchießung und furchtbarer Beſchädigung ergab fi dieſelbe am 5. Dctob: 
da der Markgraf nichts zu ihrem Enkſatz gethan hatte, wie es ſchien be 
ug . ! a N dert durch die Schwäche feines in Beſatzungen ſehr zeriplitterten Heeres. 
dem Prinzipe allgemeiner und direeter Wahl und mit der Beſtimmung, Auch dem weiteren Vordringen der Sach 
daß die Landtags⸗Abgeordneten ſtatt der bisherigen Diäten und Reife: entgegen, jo daß der größte Theil der O 


Sicherung und Vertheidigun 


von Jägerndorf, zur Beſetzung der 
chſt langſam und ſchwerfällig op 


Vor allem berſah er Bautzen und ander 


en ſetzte er nur paſſiven Widerſta 


ſo daß der er: und Niederlauſitz Ende No 
gelder mit einer Bauſchſumme für jede Seſſion abgefunden werden ber dem Kurfürſten ſich ergeben hatte. Nur Görlitz, Zittau und Lauban 


ben bis zum Frühjahr 1621 von markgräflichen Truppen beſetzt. 

= Schleſiens Stände mußten für dieſe ihnen zugefallene Aufgabe die 

De ft rere ch. ten Anſtrengungen machen und waren deshalb auf wiederholten Fürſte 

Wien, 3. December. [Der Kaiſerſ hat heute Mittag die Bot⸗ in Breslau berfemmelt Sie Dakten auberben Uumausgefeste 

ſchafter des deutſchen Reichs, Frankreichs und Englands, ſowie die chaten a welche Zwecle f Be det 
Geſandten Baierns, Dänemarks und Portugals empfangen, welche und das des 19. organifirten. Die härteſten Steuerauflagen und Zwa 

Glückwunſch⸗Handſchreiben ihrer Souveräne überreichten. anlehen wurden beſchloſſen und dennoch mangelte beſtändig das zur Beft 
Gro 5 britannien Dina nn 11 9 face be 1 Oi. Ne b 

5 5 e u iedenen Punkte vertheilten Truppen beftändig meuterten. Die Noth ve: 

E. C. London, 29. November. [Zum Kriege an der Gold⸗ Landes war groß geworden, und gleichwohl ſollten die beiden letzten M 

küſte.] Zu den Truppen, welche Marſchbefehl nach der Goldküſte er⸗ nate des Jahres unſerer Provinz noch ſchlimmere Ereigniſſe brin 

halten haben, kommt heute noch ein Commando Marine Infanterie] Darftellung wurde für einen folgenden Vortrag aufgeſchoben. 


en und Truppen und 
ebot des 20. Mannes einber 


züglich nach feinem Beſtimmungsort abgehen ſoll. Einiges Auffehen | Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur. 


verwandt zu werden und zunächſt das 42. (Hochländer-) Regiment zu | büchlein das bekannteſte 
befördern, ein altes und wegen feiner Langſamkeit ausrangirtes Schiff] die guten und böſen Na 


im Unterhauſe rückgängig gemacht werden mußte. Die Oppoſttions⸗ſchen Original⸗Romane beſondere 


[Notizen aus der Provinz.] „ Freiſtadt. Am 


. December. wurde 
tor Franz zu Falken 


g ain als dritter Prediger hierſelbſt gewäh 
wonach binnen Kurzem Herr Paſtor prim. Müller in den Ruheſt 
treten wird. 8 7 

r Waldenburg. Der Muſik Director Sauppe aus Görlitz iſt mit 
ſeiner Capelle von der Fürſtlichen Verwaltung für die Kur- und Bademuſtk 
zu Salzbrunn engagirt worden. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts 
Sternwarte zu Breslau. 


Herr Pa 


Luftdruck bei Oo. 
Luftwärme 8 


ind 
Wetter 


Breslau, J. Dec. [Wafſerſtand.] O. P. 4 M. 80 Em. U. M. 16 


begnügte ſich daher Bürgermeiſter Dr. Zaſtro w- dal f 99 55 f 

f ich daher, nachdem der Bürgermeiſter Dr. Zaſtrow⸗ Wiener Ausſtellung. — Mit großem Jntereſſe nahmen die Anwefenden die franzöſiſche Rente, Italiener, some 
| Roſtock eine Candidatur abgelehnt hatte, die Herren Senator Behm, Mittheilungen über eine neue Muſterleiſtung auf dem Gebiete der Eiſenbahn⸗ Kensaiie ha 1 ö 
Senator Dr. Witte und Profeſſor Dr. Baumgarten, ſämmtlich zu|tehnit entgegen, die darin beſteht, daß auf der „Grand Trunk of Canada⸗ Beträgen um. 


Roſtock, als für eine Candi > aeei Perſönlichkei N Bahn“ in Canada die Umänderung der bisherigen breiteren Spur der Bahn 
1 115 das ah 95 eh, er Re in die ſchmälere Normalſpur auf einer Strecke, deren Länge der Diſtanz 
* Aus 8 et A SEN oil. J. M., zwiſchen Wien und Berlin gleichkommt, durch den Ober⸗Ingenieur der Bahn] P 
h : 11 Schleswig ⸗Holſtein, 1. December. [Die Frieſen.] Be mit einem Heere von ca. 8000 Kerntruppen von Eſſenbahnarbeitern in nicht 
ca 90 find die Frieſen, welche die Inſeln an der Weſtküſte von] ganz 27 Stunden vollſtändig durchgeführt wurde. 
eswig⸗ N F e o 8 Ssoof, 3 > 8 ; 
5 0 1 Fe bewohnen, yon alter alle als Seefahrer bei g. Breslau, 3. December. [Ortsverein der ſelbſtſtändigen 
5 ) Ei widmen ſich ihrem Berufe mit Leidenſchaft von Jugend Breslauer Schneidermeiſter.] In der geſtrigen, von Herrn Heide⸗ 
5 auf. Eine ſolche Bevölkerung iſt für unſere Marine und ſpeciell für] mann geleiteten Monatsverſammlung wurde u. N. über die ſociale und 
Hi die Kriegsmarine von unſchätzbarem Werthe; fie verdient die ſorgſamſte politiſche Stellung des Vorſitzenden des Generalraths des deutſchen Schneider⸗ 
Pflege ihrer Eigenheiten von Seiten des Staates. Die „Hamburger ſbundes, Herrn Kuhn in Berlin, ſowie über die Richtung der von ihm 


Ran 7 3 55 5 E 5 2 „ herausgegebenen und als Organ des Bundes eingeführten „Deutſchen 
Börſenhalle“ äußert ſich über die gegenwärtigen Zuſtände unter der] Schneiderzettung“ verhandelt. Nereits beim letzten Delegirtentage in Berlin 


ffieſſchen Beoölkerung folgendermaßen: 2 i war es dem Breslauer Delegirten, Herrn Gregor, aus verſchiedenen That⸗ 
„Die Inſelfrieſen haben von Alters her ſich ſelber die nöthige Theorie ſachen klar geworden, daß Herr Kuhn mit den Führern der „Gewerkvereine“ 


ihres Berufs, die jogenannte Steuermannskunde, durch ihre eigenen Navi⸗(Hirſch⸗Duncker) intimere Beziehungen unterhalte. Seit dieſer Zeit hat nun 
gationslehrer zu verſchaffen gewußt, und hatten eben dieſer ihrer Keuntniſſe auch eine Reihe von Artikeln im Vereinsorgan auf's Deutlichſte gezeigt, daß 
wegen neben ihren ſonſtigen tüchtigen Eigenſchaften faſt in allen Seeſtädten Jin demſelben nicht ſowohl die Intereſſen der Arbeitgeber, als vielmehr die 
eutſchlands, Hollands und Dänemarks nicht allein einen vorzüglichen Ruf, der Arbeitnehmer vertreten werden. Die Beſtrebungen des „Allgemeinen 
Fete fh als Schiffsführer und Wallfiſchfänger ihr gutes Auskommen, fonz deutſchen Handwerkertages“, vor Allem die Petition um Einführung von 
9 ihre Napigationsſchulen waren in dem Grade berühmt, daß dieſelben] Arbeitsbüchern, ſei nicht allein im Vereinsorgan bekämpft worden, ſondern 
h aus allen Gegenden Schleswig⸗Holſteins und Dänemarks be⸗ſes ſei auch ſeitens des p. Kuhn eine 0 an den Reichstag ver⸗ 
Ind 99 8 Da kam die Neuzeit mit ihren größeren Forderungen auch anlaßt worden, welche das beſondere Wohlgefallen des Herrn Dr. Hirſch 
Sch bl Seefahrerwelt, und ihrem, wenn möglich alles nach der] gewonnen habe. Nach den vielfachen trüben Erfahrungen, die alle Arbeit: 
0 one einrichtenden und gleichmachenden Regiment. Es wurde in] geber jeit Einführung der neuen Gewerbeordnung gemacht hätten, und welche 
Hog awig olſtein Staats⸗Napigationsſchulen errichtet, in Schleswig ſolche] zeigten, daß Arbeitsbücher unumgänglich nothwendig ſeien, um den Arbeit⸗ 
1 1 der Oſtſeite des Landes, in Flensburg und Apenrade. Allein] geber vor gewiſſenloſen und contractbrüchigen Arbeitnehmern zu ſchützen, ſei 
er ganzen Weſtſeite des Landes, die in ſo vieler Hinſicht von Seiten der! das gegentheilige Vorgehen des Vereinsorgans entſchieden zu verwerfen. Es 


7 . * 4 * 5 er 7 es 


N 


Poſten um, Ruſſiſche Prioritäten zeigten ſich reger und fanden tro 
anziehender Courſe willige Abnehmer. 
Auf dem Eiſenbahngetien⸗Markte hatte ſich die 
Bahnen etwas entfremdet, aber auch leichte Bahn 
einen einheitlichen Geſchäftscharakter. Märkiſch⸗Poſener, ſowie Halle-Sora 
zwar belebt, aber im Courſe weichend, Schweizer Weſtbahn feſt, Rumäne 

billiger, Oſtpreußiſche Südbahn, Nahebahn, Oberheſſiſche, ütticher und Maſt⸗ 
richter fanden Beachtung. i ? 
Köln⸗Mindener und Rheinische etwas ſchwächer. 
Disconto⸗Commandit ſetzte weſentlich niedriger, zu 169% 
ſchloß aber wieder zu 170. Begehr zeigte ſich für deut 
en People 1 85 1 aaa e 
und Provinzial⸗Gewerbe; die Breslauer Depiſen find matter. Der Induſtri 
markt blieb ſtill bei eher matter Tenden Aue 
Dortmunder p. Caſſa 80, fielen pr. 1 
ult. 156 4—56—57. 


Berlin, 3. December. 
tigen Markte eini 
auf Termine geſta 


Prioritäten meiſt niedriger 
Geſchäftsluſt den ſchw 
actien trugen nicht dur, 


ergiſche beliebt, da 
Banken verkehrten 1 


ſche Union, junge Comme 
Dtſch. National, Gewerbebau 


3; daſſelbe gilt von Bergwerk 
on 80% auf 79½; Laura 


Productenberi 
i ückſchritte im Werthe gema 
g ete ſich dabei aber ziemlich 
Haltung auch merklich an Feſtigkeit gewonnen, 
feiner ruſſiſcher Ro 
e inländifcher ; 
illiger verkauft mit fe 


* 
aft und ſchließli 

{ gare iſt wenig umge 
heute ei a eſt bei ſpärlichem 
en war mehr offerirt als be 


erem Schluß. — Weizen flau eröffnend, dann abe 


zu ſtei enden Pr. gehande — ill, loco 5 
„Termine billiger erkauft, ſchließt etwas Sp December p 
10 gegeben; das Ger ruar 534%, 
Verkäufer find ſehr 


K junge —. 

Rhein. Eiſenbahn⸗St.⸗Actien Ha ! l 
ütte 158,25. Dt 

= Intern. —, er 


Berliner Börse vom 3. December 1873. 


[fe.] An DER 
Wechsel- Course. Eisenbahn -Stamm - Actien. Muthmaßlicher Umſatz 12,000 B. Unverändert. agent Tlangßberi .)) 
Amsterdam250Ft.| 10 T.51, 135% B. Divid. ene 1871 / 0 ; f 000 Ballen 
do. do. M. bz. Aachen-Mastricht. 1 2 1 5 x 
Augsburg 100. El 2 M. 15" 86.16. G. Berg. Märkische. 1 6 ( 108484 b, Liverpool 3. December, Nachmittags. [Baumwolle. (Schlußbericht I 
Frankf.a.M.IO0F].) 2 M. 4½% — — Berlin-Anhalt. . 18% 17 4 000 Ball * 
Leipzig 100 Thlr. 8 T. 6 199%, G. do. Dresden... — 85 5 en. — 
London I Lst.. 3 M. 6 6.21 ½ bz. Berlin- Görlitz 0 3% 4 2 
Paris 300 Fres. 10 T. 5 80¼ bz. Berlin-Hamburg . 10% 12 4 
„ betersburg 1008S R.] 3 M. 7 8876 bz. Berl. Nordbahn. — 5 5 
Juli 63—62% —63 | Warschau 90 SR. 84. 72½81 „ ba. Berl. Potsd. Magd. 14 8. 4 
Thlr. — wien 150 Fl. . 8 F. |5 88¼ B. 6. Berlin-Stettin . . . 11% 12½ 4 mrg 
300 Kil do. do. 2 M. 5 87% bz. Böhm. Westbahn 8%, 5, 5 n.9% 
Kilog 2 Breslau-Freib. 9% | 7, 4 9 
do. neuel — 5 5 
er — Thlr. Fonds- und Geld- Course. Cöhu- Minden. 1% | 97jgp 4 
5457 T lr. Freiw. Staats- Anleihe/½% — — do, neue 5 5 5 
ET hie. Staats- Anl. 4½ %ige. 4½ 101%, bx. Cuxhav. Risenb. .| — — 6 
do. consolid. 40% 105½ bz. Dux-Bodenbac B.] 5 5 5 
40. Aci ge. 4 98½ bz. B. Gal. Carl-Ludw. B. 8% 7 5 
Staats-Schuldscheine .3½ u bz. Halle-Sorau-Gub.| 4 0 4 2 
ff. . |6 |5 6 Raff 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 101% bz. Kaschau-Oderbrg.| 5 5 5 Jan j 
(Berliner 4½ 100 % B. Kronpr.Rudolphb.| 5 Nm 5 nuar, 
=) Pommersche. 3% 80% G. Ludwigsh.-Bexb. 113 1 4 8 Ber 
3) Posensche ..... 4 | 90 bz. Märk.-Posener ..| 0 0 4 remen, 
(Schlesische 3% 81%, G. Magdeb.-Halberst.] 8%, | 8%, 4 13 Mk. 50 Pf. 
3 Ei u. Neumärk. 4 | 954, bz. ee 110 1 4 
I e —.. ̃—:— 
= Posensche 4 | 941% bz. Mainz-Ludwigsh. . 11 11%½10 4 9 bz af b 
2 Preussische . 4 | 95% bz. Niederschl.-Märk.| 4 45 4 | 96% bzG. Tetegrappiſche Depeſchen. l 
2) Westfäl. u. Rhein.4 | 96%, b. | Oberschl. 2. u. C. 4% [13% 131411855, bz, i (Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 
ee je ee ei 124 85 Verſailles, 3. Decbr., Abends. Die Nationalverſammlung nah 
Badische erh Wanne 1104 B. Oester-Fn SteB..2 110 15 14674 die Wahl der letzten Mitglieder der Dreißigercommiſſton vor. Nr 
Baierische nleihe 112% bz. est. Nordwestb. . 5 10 2 N 6 92 R 
| Cöln AMind.Prömiensch.'31% | 92 br. Ocster sac S a 4 f 0388, b. der erſten Abſtimmung conſtatirte Buffet, daß 337 geſtimmt Habe 
a Ontpreusn, Südb..)0 0 14 14 K. während geſchäftsordnungsmäßig 370 Stimmen erforderlich find; g 
Kurh, 40 f Le we Beichenberg-Pard] 4% | 4, 14% 4 br, [Wahl ift daher ungültig. Die Linke enthielt ſich vollſtändig der If. 
Badische I. Loose 5 reinische . 10 9% 4 144% 44½ bB 1 5 N 8 N 
Braunschm, Präm-Anl, 23 ba. Rhein-Nahe-Bahn 0 | 0 sein 15 155 1 1 = ee der 5 gewählt waren, 
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